
GR Nr. 2022/ 488> Stadt Zürich
■ Gemeinderat

5. Oktober 2022

Von GLP FraktionMotion

Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat eine Verordnung betreffend die Vergabe und
Vermietung von städtischen Restaurationsbetrieben und Restaurationsflächen gültig für
sämtliche Dienstabteilungen vorzulegen.

Begründung:

Die Vergabe und Vermietung von städtischen Restaurationsbetrieben und Restaurationsflächen
sorgt immer wieder für Diskussionen. Als Beispiele aus jüngster Zeit seien das Frisk Fisk, das
Bauschänzli, das Primitivo und das Badi Utoquai mit Freie Sicht aufs Mittelmeergenannt.

Interessentinnen und Interessenten sowie Mieterinnen und Mieter von städtischen
Restaurationsbetrieben und Restaurationsflächen müssen alle gleich behandelt werden. Es
muss deshalb eine Verordnung erlassen werden, welche den Bewerbungsprozess, die Kriterien
der Vergabe, die Vergabe selbst sowie die Dauer und Verlängerung der Mietverträge
transparent regelt.

Ferner muss diese Verordnung im Interesse der Gleichbehandlung für sämtliche Dienst-
abteilungen gelten, die Restaurationsbetrieben und Restaurationsflächen ausschreiben und
vermieten. So wird auch erreicht, dass die Stadt als eine Stadt wahrgenommen wird und es
nicht davon abhängig ist, welcher Dienstabteilung eine Fläche zugeordnet ist.
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